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Verkündet am 
17 o April 1952 
Klett, Justizangestellter 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle 0

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

des Schlossers Rudolf B 
strasse d ,

in Hl

Klägers und Revisionsklägers, 
Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr,

gegen

It N

die Ehefrau Emilie B 
BHfc (Polen;,

gebo K S B  in Bl

Beklagte und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der IV» Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 3o April 1952 unter Mitwirkung der 
Bundesrichter Dr* Bersch, Raske, Dr* Hartz, Johannsen und 
Dr0 von Werner für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
2. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Hamm vom 
2o Juli 1951 wird auf Kosten des Klägers zurückge- 
wiesen«,

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Pie Parteien, gebürtige Oberschlesier, haben am 
26o L'ovember 1938 vor dem Standesbeamten in K ( 0 B  
(Anhalt), wo der Kläger damals als Angehöriger der 
Luftwaffe Dienst tat, die.Ehe geschlossen.» Der Kläger 
ist 1912, die Beklagte 1915 geboren« Vor der Ehe­
schliessung, im Juli 1938, hatte die Beklagte einen 
Sohn geboren, dem im September 1939, Februar 1942 
und April 1947 noch drei weitere Kinder nachfolgten«
Von verlegten die Parteien im Pebruar 1944 wähf-“ -•
rend eines Urlaubs des Klägers ihren ehelichen Wohn­
sitz in die Heimat der Beklagten nach 
Kreis nach Angabe des Klägers darum, weil die
Beklagte während seiner kriegsbedingten Abwesenheit 
einen Uervenzucjammenbruch erlitten, deswegen auch be­
reits 3 Monate in der Irrenanstalt von Bernburg zuge­
bracht hatte und es in K ^ H R  wegen der feindlichen 
Fliegertätigkeit zu unruhig für sie war« Im Januar 1946 
kehrte der Kläger nach zurück« Mitte Au­
gust 1946 flüchtete er Hals über Kopf von dort, weil 
er persönliche Habe, die während seiner Abwesenheit an­
dere Personen an sich genommen hatten,, diesen eigenmäch­
tig, teils auch gewaltsam wieder abgenommen hatte und 
deswegen strafrechtlich verfolgt wurde« Er begab sich 
zunächst nach (Mecklenburg), wohin seine Eltern
gelangt waren, und ging im April 1947 nach H^BP, dem 
Wohnort einer Frau, die er zu Ausgang des Krieges in 
Bayreuth kennengelerftt hatte und mit der er damals in
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geschlechtliche Beziehungen getreten war® Er lebt seit­
dem mit ihr zusammen® Aus dem Verhältnis mit ihr sind • 
zwei Kinder hervorgegangen, die im Llai 1946 und im Au­
gust 195o geboren sind® Die Kinder der'parteien leben 
bei der Beklagten in auch das vorehe­
liche Kind®

Während der Kläger die deutsche Staatsangehörigkeit 
besitzt, ist die Beklagte ausweislich einer bei der 
Zustellung der Klage vorgelegten, vom Landratsamt in 
Oppeln am 2®Hovember 1945 ausgestellten vorläufigen Be­
scheinigung über die polnische Staatsangehörigkeit sowie 
laut Auskunft des polnischen Generalkonsulats in Düssei"* 
dorf vom Io, Oktober 1949 polnische Staatsangehörige ge­
worden®

Die Parteien haben im August 1946 zuletzt mitein­
ander ehelich verkehrt.

Der Kläger begehrt Scheidung der Ehe, Er hat im 
August i947 unter der Angabe, dass er in 
OL® wohne und dass ihm der Aufenthalt der Beklagten un­
bekannt sei, die Ehescheidungsklage beim Landgericht 
Göriitz eingeroicht® Der Rechtsstreit ist hiernach an 
das Landgericht in Bochum verwiesen worden® Zur Begrün­
dung seines Scheidungsbegehrens hat er. zunächst behaup­
tet, seine Frau habe ihn böswillig verlassen® Sie sei 
1944 ohne ihn von KflHfe in ihre. Heimat 'zurückgekehrt5 . 
als er sie 1946 dort aufgesucht und'Sich im August 1946 
entschlossen habe, endgültig nach Deutschland zurückzu­
kehren, habe ihm die Beklagte auf seine Aufforderung, • 
ihn zu begleiten, die Antwort gegeben, das komme für 
sie nicht in Frage, sie bleibe in ihrer polnischen Heimat®

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


~ 4 -

Weiterhin hat er auch behauptet seit 1942 hät­
ten die Parteien keinen ehelichen Verkehr miteinan­
der gehabt 5 im Jahre 1946 habe er während' seines Auf­
enthalts in Obcrschlesien bei Verwandten gewohnt und 
die Beklagte nur hin und wieder einmal gesehen® Bei 
seiner persönlichen Anhörung durch das Landgericht hat 
er dann jedoch zugegeben, dass er seine Heimat flucht­
artig habe verlassen müssen und dass er die Beklagte 
infolgedessen auch garnicht habe auffordern können, 
ihm zu folgen, zumal sie auch die Kinder zu versorgen 
gehabt habe» Aber auch bei dieser Anhörung ist er dabei . 
verblieben, dass es seit 1942 zu keinem ehelichen Ver-

4

kehr mehr gekommen sei, obwohl er die Beklagte auch 
während des Krieges noch einige Kaie urlaubsweise be- . 
sucht habe$ er hat vorgebracht, die Ehe sei damals be­
reits zerrüttet gewesen» Ferner hat er behauptet, sei­
ne Mutter habe die Beklagte in seinem Namen wiederholt 
aui'gef ordert, mit den Kindern zu ihm nach nachzu-
kommeni sie habe aber keine Antwort von ihr erhalten®

Der Kläger hat beantragt, die Ehe unter Schuldig­
erklärung der Beklagten zu scheiden, hilfsweise die 
Scheidung auf Grund des § 48 EheG auszusprechen®

Die Beklagte ist im Rechtsstreit vor dem Landge­
richt nicht vertreten gewesen® Das Landgericht hat die 
Voraussetzungen für eine Scheidung der Ehe wegen Ver­
schuldens der Beklagten nicht für gegeben angesehen, dem 
Scheidungsb'egehren aber nach § 48 EheG stattgegeben®

Die Beklagte hat hiergegen Berufung eingelegt®
Sie hat behauptet, der Kläger habe 1946 in



mit ihr zusammen gelebt, sie hätten beide dort 
bleiben und die polnische Staatsangehörigkeit erwerben 
wollen« Nur aus den Gründen seiner Flucht sei es zur 
Trennung gekommen* Sie hoffe, mit dem Kläger wieder 
ein ordentliches Familienleben führen zu können,wenn 
sie nur wieder zusammen kämen« Sie habe sich, bisher 
allerdings ohne Erfolg, im Dezember 1949 an die Ar­
beitsgemeinschaft vom Roten Kreuz in Hamburg gewandt, 
damit man ihr bei der Ausreise nach Westdeutschland 
behilflich sei« Ohne behördliche Erlaubsnis über die 
Grenze zu gehen, sei ihr mit ihren vier Kindern prak­
tisch unmöglich« Sie hat zugegeben von der Mutter des 
Klägers 2 Briefe erhalten zu haben« Bei ihrer mangeln­
den Schreibgewandtheit habe sie jedoch nicht gewußt,was 
sie habe antworten sollen, zumal die Briefe keine per­
sönliche Nachricht enthalten und den Kläger mit keinem 
Wort erwähnt hätten*

Der Kläger hat zugegeben, dass er 1946 in der Er­
wartung nach Schlesien gegangen sei, dort bleiben zu 
können, dass er sich dort ordnungsmässig gemeldet uiid 
hierbei einen polnischen Ausweis bekommen habe und dass 
er auch mit der Beklagten, in e-fcwa 3 Wo­
chen zusaramengelebt habe. Er hat jedoch behauptet,das 
eheliche Verhältnis sei gespannt gewesen, weil er vor 
seiner Rückkehr nach Schlesien von seiner Mutter gehört 
habe, dass das älteste Kind der Parteien nicht von ihm 
stamme« Dies habe er,der Beklagten dann in A f H H H N H i  
wiederholt vorgehalten, worauf sie es schliesslich zuge­
geben und erklärt habe sie sei: seinerzeit von einem 
Kellner in Soest vergewaltigt worden« Auf diese Eröff-
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nung hin sei er zu Verwandten gegangen und habe sei­
ne Familie nur noch hin und wieder einige Tage besucht« 
Nur unter Einfluß vorherigen Alkoholgenusses habe er 
hierbei noch einmal wieder ehelichen Verkehr mit der 
Beklagten gehabt« Die Beklagte habe in den Jahren seit 
seiner Flucht aus Oberschlesien Gelegenheit genug ge­
habt, mit ümsiedlertransporten gleichfalls aus dem Lan­
de zu kommen und zu ihm zu gelangen« Sie habe aber für 
PoTi.'en optiert und hierdurch zu erkennen gegeben, daß 
sie in Schlesien bleiben wollen« So habe sie auch auf 
zwei Briefe seiner Schwester vom Jahre 1947 mit dem An­
erbieten, ihr eine Zuzugsgenehmigung zu besorgen', kei­
ne Antwort erteilt« Jetzt werde von den polnischen Be­
hörden die Ausreise von ehemaligen Deutschen, die nun­
mehr die polnische Staatsangehörigkeit hätten,nicht 
mehr zugelassen« Da er selbst wegen der Gefahr einer 
strafrechtlichen Verfolgung nach Oberschlesien nicht 
zurückkehren könne, bestehe keine Aussicht auf Wieder­
herstellung der ehelichen Gemeinschaft« Die Aufrecht­
erhaltung der Ehe sei darum.sittlich nicht gerecht­
fertigt« Er beabsichtige, die Frau, mit der er zu­
sammen lebe, sobald wie möglich zu heiraten« Er sei 
bereit, für seine eigenen aus der Ehe hervorgegangenen 
Kinder jederzeit zu sorgen und für ihre Rückführung 
nach Westdeutschland einzutreten« Irgendeine Verbin­
dung habe er seit seiner Flucht aus Oberschlesien mit 
seiner Familie nicht jaehr aufrecht erhalten könneno

Das Oberlandesgericht hat unter Abänderung des 
landgerichtlichen Urteils die Klage abgewiesen« Mit der
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Revision, die im Berufungsurteil zugelassen ist,er­
strebt der Kläger die Wiederherstellung des ländgericlit - 
liehen Urteils» Die Beklagte beantragt Zurückwei­
sung der Revision®

Entsoheidungsgründes
♦

Dass die Voraussetzungen für.einen Scheidungsan­
spruch des Klägers nach § 48 Abs 1 EheG (3-jährige Heim- 
trennung, unheilbare Zerrüttung der Ehe) an sich gege­
ben sind, ist unter den Parteien nicht streitige Von der 
Revision unangefochten ist auch die Feststellung des 
Berufungsgerichts, dass die überwiegende Schuld an der 
Zerrüttung der Ehe den Kläger trifft, so dass die Be­
klagte der Scheidung gemäß § 48 Abs 2 Satz 1 EheG wider­
sprechen kann. Die Revision wendet sich jedoch gegen die 
Annahme des Berufungsgerichts, dass der V/iderspruch der 
Beklagten auch durchdringen müsse, weil die Aufrechter­
haltung der Ehe sittlich gerechtfertigt sei.

Hierzu weist sie zunächst darauf hin, dass die Ver­
wirklichung einer ehelichen Lebensgemeinschaft zwischen 
den Parteien zur Zeit objektiv unmöglich sei und nach 
menschlicher Voraussicht auch in Zukunft unmöglich sein 
werde, weil der Kläger, der die deutsche Staatsangehörig­
keit besitze, in Deutschland lebe und sich der Gefahr 
strafrechtlicher Verfolgung aussetzey wenn er zu seiner 
Familie nach Oberschlesien zurückkehre, während anderer­
seits für die Beklagte als polnische Staatsangehörige 
keine Möglichkeit bestehe, zu ihrem Mann nach Y/est- 
deutschland zu kommen. Mit Hecht hat jedoch das Beru-
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fungsgericht diesem Umstand keinen entscheidenden 
Grund gegen die Aufrechterhaltung der Ehe entnommen«

Seine Auffassung, dass eine Trennung, die auf 
äusserem Zwang, wie Kriegsgefangenschaft, politi­
sche Haft und dergleichen beruhe, keinem Ehegatten 
das Recht geben könne,'sich von der Ehe als einer Le­
bens- und Schicksalsgemeinschaft loszusagen, ist voll 
zu billigen* Wenn der jetzt erkennende Senat in seinem 
Urteil vom 22. Januar 1951 (BGHZ 1, 91) ausgeführt hat, 
es gehöre zum Uesen der Ehe, dass es auch zur Verwirk­
lichung der ehelichen Lebensgemeinschaft, komme, so war 
damit, wie der Zusammenhang jener Ausführungen eindeu­
tig ergibt, zum Ausdruck gebracht, dass die Stärke der 
sittlichen Bindung, die durch das eheliche Band zwischen 
den Parteien besteht, auch davon abhängig ist, in wel­
chem Maße es im Anschluß an das Eheversprechen zu des­
sen Erfüllung, wie weit mit anderen Worten die Ehe Mzum 
Tragen1* geko.muen ist« Lies wiederum hängt, wie der Se­
nat dort ebenfalls- ausgesprochen hat, nicht allein vom 
Willen der Ehegatten ab, dem dabei gewiss eine wesent­
liche Bedeutung zukommt, sondern auch von Umständen, 
die sich mehr oder minder einer willensmässigen Bes tim. 
mung entziehen, wie äussere Schicksale oder körperli­
che, seelische und charakterliche Anlagen der Ehegatten«

In diesem Sinne ist es im vorliegenden Palle frag­
los zu einer vollen Verwirklichung einer echten Lebens­
gemeinschaft zwischen den Parteien gekommen« Sie haben 
im November 1938 geheiratet. Darüber, ob sie bereits 
längere Zeit vor der Eheschliessung mit einander ver­
kehrt haben, trifft das Berufungsgericht keine Pest-

✓
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Stellungen«, Der Umstand, dass der Kläger nach sei­
nem eigenen Vortrag erst während der Ehe im Jahre 
194-2 Zweifel an der Ehelichkeit des vorehelich ge­
borenen Kindes bekommen und dass er dessen Ehelich­
keit noch in der Klageschrift anerkannt hat, legt 
eine solche Annahme nahe« Wann der Kläger infolge 
seines Kriegseinsatzes von der Beklagten getrennt wor­
den ist, steht nicht fest; jedenfalls hat er während 
des Krieges regelmässig seinen Urlaub in der ehelichen 
Wohnung verbracht und sich noch im Jahre 1946 wieder 
zu der Beklagten nach Oberschlesien begeben, um mit ihr 
die Ehe fortzusetzen, aus der inzwischen drei weitere 
Kinder hervorgegangen sind. Für das Bestehen von cha-_ 
rakterlichen Gegensätzen und daraus sich ergebenden 
Spannungen und Ltißhelligkeiten zwischen den Ehegatten 
hat der Kläger keinerlei greifbare Tatsachen vorge­
bracht o Die jetzige Trennung der Parteien beruhte zu­
nächst auf einem äusseren Anlass, der plötzlichen 
Flucht des Klägers aus Oberschlesien wegen der ihm 
drohenden Gefahr einer straf gerichtlichen Verfolgung, Den 
Entschluß, seine Ehefrau endgültig von sich zu weisen, 
hat der Kläger erst später gefasst, als er sich wieder • 
einer anderen Frau zugewandt hatte, mit der er bereits 
im Jahre 1945 die Ehe gebrochen hatte und mit der er 
jetzt zusammen lebt,und ein zweites Kind erzeugt hat, . 
Zutreffend weist das Berufungsgericht darauf hin, dass 
somit die politische Gebundenheit der Beklagten an ihre 
Heimat nur ein Umstand ist, der dem Kläger zur nach­
träglichen Kechtfertigung des ohnehin von ihm gefaßten 
Entschlusses dient, sich endgültig von seiner Frau zu
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trennen, um eine andere zu heiraten*
LIit ^ccht bemerkt das Berufungsgericht weiter, 

dass eine künftige Änderung der politischen Verhält­
nisse, die ein Zusammenkommen der Parteien zur Zeit 
unmöglich machen, nicht als ausgeschlossen betrachtet 
und dass auch abgesehen davon nicht mit Sicherheit 
vorausgesagt werden könne, ob sich für die Beklagte 
nicht doch noch die Möglichkeit ergeben werde, ihre 
Heimat mit oder ohne behördliche Genehmigung zu ver­
lassen.

» «
Wenn die Revision meint, dass der Wert der zwischen 

den Parteien erwachsenen Ehe- und Familiengemeinschaft 
von Anfang an dadurch beeinträchtigt gewesen sei, daß 
sie auf einer Täuschung des Klägers durch die Beklagte 
aufgebaut sei, die diesem verschwiegen habe, dass das 
voreheliche ICind nicht von ihm stamme, so übersieht 
sie, dass das Berufungsgericht diese Behauptung des Klä­
gers ausdrücklich als unbewiesen bezeichnet hat ( S 6. 
unten). Bass das Berufungsgericht zu dieser Annahme auf 
Grund eines verfahrensrechtlichen Verstosses gekommen 
sei, hat die Revision nicht gerügt®

Auch die weitere Rüge der Revision, das Berufungs­
gericht habe bei der Abwägung des beiderseitigen Ver­
haltens der Parteien nicht hinreichend berücksichtigt, 
dass die Beklagte trotz mehrfacher Aufforderung von Sei­
ten der Mutter und der Schwester des Klägers nichts un­
ternommen habe, um ihre Übersiedlung von Oberschlesien 
nach Deutschland zu ermöglichen, und dass dieses ihr 
Unterlassen für den Kläger mi.tbestimmend gewesen sei, 
sich einer anderen Frau zuzuwenden, greift nicht' durch®

. .
• *■.‘ i '
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Das Berufungsgericht hat insoweit mit hecht den Sach­
verhalt zugunsten der Beklagten, deren gerichtliche Ver­
nehmung im »/ege der Rechtshilfe nicht durchgeführt wer­
den konnte, als nicht geklärt, insbesondere nicht als 
bewiesen'angesehen, dass die Beklagte eine legale Mög­
lichkeit zur Ausreise ausgeschlagen oder eine zumutba­
re tatsächliche Möglichkeit, mit ihren vier Kindern 
auf Schleichwegen ihre Heimat zu verlassen, ungenutzt 
gelassen habe« Auf eine Vernehmung der Schwester des 
Klägers, Frau konnte es dabei nicht ankommen,
da durch deren Aussage nicht hätte bewiesen werden kön­
nen, dass die Beklagte deren Briefe mit dem Anerbieten, 
ihr eine Zuzugsgenehmigung zu besorgen, auch erhalten 
hat« Wenn die Revision vor trägt, Frau habe diese
Briefe im Auftrag des Klägers geschrieben, so setzt sie 
sich in Widerspruch zu dessen bisherigem Vortrag,.wo­
nach er von den Briefen, die bereits im Jahre 1947 ge­
schrieben sein sollen, erst Anfang 1951 etwas erfahren 
hat (Schriftsatz vom 9« Januar 1951)o

Schliesslich findet auch die Meinung der Revision, 
die Beklagte habe sich nicht in besonderem Maße für 
eine Aufrechterhaltung der Ehe eingesetzt, in dem fest­
gestellten Sachverhalt keine Stütze« Wie bereits ausge­
führt, kann der Beklagten wegen ihres Verbleibens in 
Oberschlesien unter den vorliegenden Umständen kein Vor­
wurf gemacht werden« Der Kläger kann ihr auch im übri­
gen berechtigterweise nicht vorwerfen, dass sie es wäh­
rend der Ehe an der nötigen Opferbereitschaft für dis 
Familie irgendwie habe fehlen lassen, etwa den Haushalt
oder die Erziehung der Kinder vernachlässigt habe« Wie•
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er selbst vorträgt, hat die Beklagte in den Jahren 
1943/44 unter den Bombenangriffen so stark gelitten, 
dass sie zeitweilig einer Heilanstalt zugeführt wer­
den mußte und der Kläger eine Überführung der Fami­
lie in die Heimat der Beklagten für erforderlich hielte 
Dort hat die Beklagte bis 1946 unter gewiss ausseror­
dentlich schwierigen Verhältnissen sich allein mit 
den drei und später vier Kindern durchbringen, zmissen* 
Auch seit der Flucht des Klägers im August 1946, deren 
Notwendigkeit jedenfalls nicht im Verhalten der Beklag­
ten begründet war, liegt die ganze last der Versorgung 
und Erziehung ihrer Kinder auf ihr allein* Biese von 
der Beklagten im Interesse der Ehe und* der Familie ge­
brachten Opfer geben den Gründen, die 'für eine Aufrecht 
erhaltung der Ehe sprechen, ein entscheidendes Ge- 
\ icht*

Dafür, dass die Beklagte aus sittlich nicht zu bil 
lige-nden Beweggründen sich gegen eine Scheidung der Ehe 
wehrt, ist nichts h’ervorge treten* Ebenso wenig bietet 
der festgestellte Sachverhalt einen Anhalt dafür, daß 
bei ihr ein Gefühl echter ehemässiger Bebensgemein­
schaft nicht mehr vorhanden sei*
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Gegenüber den schwerwiegenden Gründen, die hier­
nach für eine Aufrechterhaltung der Ehe sprechen, muß 
das Interesse des Klägers an der Ermöglichung einer 
neuen EheSchliessung mit der Frau, bei der er jetzt 
wohnt, zurücktreten« Der sittlichen Bindung deö Klä­
gers an seine rechtmässige Ehefrau und seine ehelichen 
Kinder ist trotz der Verhältnissen, unter denen die 
Parteien jetzt leben, ein grösseres Gewicht beizu­
messen, als der ungesetzlichen Bindung, die der Klä­
ger mit jener anderen Frau eingegangen ist, und den 
Verpflichtungen, die ihm gegenüber seinen uneh'eli- ’ 
ehern Kindern obliegen«

Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 ZPO«

Dr« Lersch
Johannsen

Baske Dr«Hartz
Dr. von Werner
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